
 

Übergangsbestimmungen für Baugesuche 
 
Das neue Planungs- und Baugesetz (PBG) mit den zugehörigen Verordnungen ist auf den 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft getreten. Die Gemeinden müssten die Rahmennutzungsplanung innert fünf 
Jahren den neuen gesetzlichen Bestimmungen anpassen. Der Kanton konnte diese Frist um maxi-
mal fünf Jahre verlängern. Die Stadt Arbon machte von dieser Möglichkeit Gebrauch. Die Rah-
mennutzungsplanung müsste somit bis Ende 2022 angepasst sein. 
 
Situation in der Stadt Arbon  
Die Instrumente der Ortsplanung wurden umfassend überarbeitet. Die öffentliche Bekanntma-
chung bzw. Auflage der Instrumente erfolgte 2019. Dagegen wurden zahlreiche Einwendungen 
und Einsprachen eingereicht. Der Stadtrat behandelte in der Folge die Eingaben und legte 2021 
nebst Anpassungen am Richtplan auch einige Änderungen der Rahmennutzungsplanung öffent-
lich auf. Dagegen wurden wiederum Einsprachen eingereicht. Im Mai 2022 hat der Stadtrat eine 
zweite Änderungsauflage beschlossen. Mit Beschluss vom 22. August 2022 hat der Stadtrat die 
Rahmennutzungsplanung verabschiedet und dem Stadtparlament Arbon zur Behandlung überge-
ben. Diese Beratung kann allenfalls nochmals zu Anpassungsanträgen führen. Erst danach kön-
nen die Instrumente der Rahmennutzungsplanung den Stimmberechtigten vorgelegt werden. Da-
für reicht die zugestandene Fristverlängerung bis Ende 2022 nicht mehr aus. Bis zur Einführung 
der neuen Planungsinstrumente wird deshalb eine Übergangslösung in Kraft treten.  
 
Rechtssituation bis zur Genehmigung der neuen Rahmennutzungsplanung  
Solange die neue Rahmennutzungsplanung noch nicht genehmigt ist, gelten der bestehende Zo-
nenplan 2000 und das Baureglement 1999, mit Ergänzung 2009 weiterhin. Dabei ist zu beach-
ten, dass ab dem 1. Januar 2023 alle Begriffe der Interkantonalen Vereinbarung über die Harmo-
nisierung der Baubegriffe (IVHB) sowie die Umrechnungswerte für die Geschossflächenziffer (GFZ) 
und die Messweise der Gebäudehöhe nach § 57 Abs. 1 und 2 PBV gelten. Gleichzeitig sind die 
Begriffe und Messweisen nach altem Recht gemäss § 56 Abs. 1 PBV (Anhang 2) ausser Kraft ge-
setzt. 
 
Baugesuche, die bis zum 31. Dezember 2022 eingereicht werden und am 1. Januar 2023 weiter-
hin hängig sind, werden nach dem bisher geltenden kommunalem Recht beurteilt. Davon unbe-
rührt sind Bauvorhaben, die im Geltungsbereich von Sondernutzungsplänen gemäss § 122 Abs. 3 
PBG liegen. 
 
Baugesuche für Bauvorhaben, welche sich im Geltungsbereich von rechtskräftigen Sondernut-
zungsplänen befinden, die vor dem 1. Januar 2013 erlassen wurden, sind von den Änderungen 
nicht betroffen. 
 
Geschossflächenziffer nach Baureglement 1999, mit Ergänzung 2009 
Ab Januar 2023 gelten anstelle der Ausnützungsziffern in Art. 28 der Höchst- und Mindestmasse 
neu die Geschossflächenziffern gemäss der Umrechnungstabelle Anhang 1. Ein wegleitendes 
Merkblatt dazu findet sich untenstehend sowie online im Bereich der Abteilung Bau/Umwelt un-
ter Merkblätter/Reglemente.  
 
Grundsatz Fassaden- und Gesamthöhe  
Für die Messweise der Gebäudehöhe gilt neu die Fassadenhöhe nach IVHB Ziffer 5.2. Die bishe-
rige Regelung von § 8 Abs. 1 PBG 1996 ist bei der Messweise nach Metern im Grundsatz iden-
tisch mit der neuen Definition der Fassadenhöhe. Folglich gelten während der Übergangszeit die 
bisherigen Gebäudehöhen als massgebende Fassadenhöhen. Auch diesbezügliche Angaben sind 
im untenstehenden Merkblatt enthalten. 
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